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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Mayonnaise, Soßen aufgrund 
von Mayonnaisen und andere emulgierte Gewürzsoßen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zusammensetzung, Herstellung, Gewicht, Aufma- 
chung, Etikettierung und Bezeichnung bestimmter 
emulgierter Gewürzsoßen sowie die zur Herstellung 
zulässigen Stoffe sind in bestimmten Mitgliedstaa- 
ten gesetzlich festgelegt. 

Diese Rechtsvorschriften weichen unter den Mit- 
gliedstaaten voneinander ab. 

Die Unterschiede in den bestehenden Rechtsvor- 
schriften stellen für die vorgenannten emulgierten 
Gewürzsoßen ein Handelshemmnis dar, denn die 
Hersteller in den Mitgliedstaaten müssen die Vor- 
schriften des Mitgliedstaats zugrunde legen, in dem 
die Waren verkauft werden sollen. 

Die Unterschiede in den Rechtsvorschriften wirken 
sich deshalb unmittelbar auf die Errichtung und das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Liberalisierung des Handels für emulgierte Soßen 

Bislang ist eine Vermarktung mit emulgierten So- 
ßen nur möglich, wenn diese Soßen der nationalen 


Gesetzgebung des Mitgliedstaates entsprechen, in 
dem sie gekauft wurden. Diese Richtlinie bezweckt 
den Verbrauchern der Gemeinschaft eine größere 
Anzahl Soßen anzubieten, ohne jedoch die Möglich- 
keit einzuschränken, die traditionell in ihrem Ur- 
sprungsland akzeptierten Soßen zu bekommen, die 
aus dem einen oder anderen Grund in anderen Mit- 
gliedstaaten nicht zugelassen sind. 

Der Vorschlag wurde deshalb so abgeändert, da- 
mit ein Mitgliedstaat nicht gezwungen wird, die 
Rechtsvorschriften über emulgierte Soßen, die nicht 
den Kriterien über die Zusammensetzung, Herstel- 
lung und Etikettierung der Richtlinie entsprechen, 
abzuändern. 

Auf diese Weise wird die jetzige Wahl der Ver- 
braucher jedes Mitgliedstaates nicht durch die Richt- 
linie eingeschränkt. Sie wird im Gegenteil erweitert 
durch die den Herstellern gebotene Möglichkeit, ihre 
Produktion zu rationalisieren und unbeschränkt in 
die gesamte Gemeinschaft Erzeugnisse zu exportie- 
ren, die der Richtlinie entsprechen, und die dem- 
nach von jedem Mitgliedstaat zugelassen werden 
müssen. Diese sogenannte optionelle Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten bedeutet, 
daß die Hersteller neben den beiden bestehenden 
Optionen eine dritte Option haben, nachdem die 
Mitgliedstaaten ihre Gesetzgebung der Richtlinie 
entsprechend geändert haben: 

1. Herstellung ihrer Erzeugnisse in Übereinstim- 
mung mit ihrer nationalen Gesetzgebung. 

2. Herstellung ihrer Erzeugnisse in Übereinstim- 
mung mit der Gesetzgebung des Landes, in wel- 
chem ihre Erzeugnisse verkauft werden. 

3. Herstellung ihrer Erzeugnisse in Übereinstim- 
mung mit ihrer abgegliederten nationalen Ge- 
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setzgebung, um die Richtlinie auszuführen zwecks 
Verkaufs auf ihrem Hoheitsgebiet oder auf dem- 
jenigen irgendeines Mitgliedstaates. 

In allen Fällen, in denen der Rat der Kommission 
Kompetenzen zur Durchführung von Bestimmungen 
im Lebensmittelbereich überträgt, ist ein Verfahren 
vorzusehen, das die Einführung einer engen Mit- 
arbeit zwischen den Mitgliedstaaten und der Kom- 
misison im Rahmen des ständigen Lebensmittelaus- 
schusses, der mit Entscheidung des Rates vom . . . 
geschaffen wurde, vorsieht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN 
Artikel 1 

Diese Richtlinie betrifft emulgierte Soßen, deren 
Merkmale im Anhang I angegeben sind. Nur diejeni- 
gen Soßen, die die in dieser Richtlinie festgelegten 
Bedingungen erfüllen, können mit dem im An- 
hang III beschriebenen Zeichen E versehen werden. 


Artikel 2 

Die in dieser Richtlinie genannten emulgierten So- 
ßen müssen aus gesunden Rohstoffen von einwand- 
freier und handelsüblicher Qualität hergestellt wer- 
den. 

Diese Rohstoffe müssen unter Bedingungen konser- 
viert und transportiert werden, die diese Merkmale 
sowohl vom chemischen als auch vom bakteriologi- 
schen Standpunkt aus nicht beeinträchtigen. 

Die verwendeten Eier und Eiererzeugnisse dürfen 
nur Hühnereier oder Hühnereiererzeugnisse sein. 


Artikel 3 

Die dieser Richtlinie unterliegenden emulgierten 

Soßen dürfen nicht zugesetzt werden: 

a) andere Zusatzstoffe als die im Anhang II genann- 
ten Zusatzstoffe; 

b) im Anhang II genannte Zusatzstoffe in Mengen, 
die nicht mit den dort festgelegten Verwen- 
dungsbedingungen übereinstimmen. 


Artikel 4 

Die in dieser Richtlinie genannten emulgierten Soßen 
müssen nachfolgende bakteriologische Merkmale 
aufweisen: 

— krankheitserregende Keime 

und Gifte keine in 25 g 

— Koliformen keine in 1 g 

— sulfitreduzierende Anaeroben höchstens 10/g 

— krankheitserregende Staphylo- 
kokken 

(positive oder negative 

Koagulase) keine in 1 g 

— - Schimmel höchstens 500/ g 

- — Salmonellen keine in 25 g 

Artikel 5 

Für die Aufmachung der in dieser Richtlinie genann- 
ten emulgierten Soßen darf nur Verpackungsmate- 
rial verwendet werden, das weder deren organolep- 
tische oder chemische Eigenschaften verändert, noch 
sie gesundheitsschädlich machen kann. 


Artikel 6 

1. Unbeschadet der auf diesem Gebiet zu erlassen- 
den Gemeinschaftsbestirnmungen, muß die Etiket- 
tierung der unter diese Richtlinie fallenden Soßen 
auf einer Hauptseite eines jeden Behältnisses, 
folgende Angaben in deutlich sichtbaren, leicht 
lesbaren und unauslöschlichen Buchstaben auf- 
weisen: 

a) Name, der gegebenenfalls von jedem Mit- 
gliedstaat gemäß Artikel 7 gegeben wurde. 

b) bei emulgierten Soßen,! deren fettförmige 
Phase ausschließlich durch Speiseöle oder 
-fette pflanzlichen Ursprungs oder durch But- 
ter oder ein Gemisch dieser Stoffe gebildet 
wird, die Angabe ihres Gesamtgehalts an 
Fettstoffen in Gewichtshundertteilen des fer- 
tigen Erzeugnisses; 

c) vorbehaltlich des obigen Absatzes b, bei 
emulgierten Soßen, deren Fettstoff durch 
Speiseöle oder -fette tierischen Ursprungs 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 5. Dezember 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Ma 40/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. November 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden . 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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und / oder durch Speiseöl und -fett pflanz- 
liehen Ursprungs gebildet wird, die Angabe 
des Gehalts dieser beiden Fettarten in Ge- 
wichtshundertteilen des fertigen Erzeugnisses; 

d) die Angabe des Nettogewichts der emulgier- 
ten Soßen in Gramm oder Kilogramm; bis 
zum Ende der Übergangszeit, in der die Ver- 
wendung der in Anhang II der Richtlinie 
7/354/EWG des Rates vom 18. Oktober 1971 
über die Einheiten im Meßwesen J ) enthalte- 
nen Maßeinheiten des britischen Maßsystems 
in der Gemeinschaft zulässig ist, können die 
Mitgliedstaaten vorschreiben, daß das Ge- 
wicht auch in den Maßeinheiten des britischen 
Maßsystems angegeben wird. 

e) i) Für Soßen, die eine oder mehrere der in 

den Tabellen A, B, C, D und F des An- 
hangs II aufgeführten Substanzen enthal- 
ten, je nach Fall: 

— mit zugelassenen Farbstoffen, 

— mit zugelassenen Konservierungsstof- 
fen; 

— mit zugelassen Antioxydantien; 

— mit zugelassenen Emulgatoren und Ge- 
liermitteln; 

— mit zugelassenen Aromen-Substanzen; 

ii) bei emulgierten Soßen, die Milcheiweiß/ 
Pflanzeneiweiß enthalten, in gleichgroßen 
Buchstaben und in gleicher Farbe wie die 
Bezeichnung der Soße, die Angabe: mit 
Milcheiweiß/Pflanzeneiweiß ; 

f) bei emulgierten Soßen mit synthetischer Es- 
sigsäure, die Angabe: mit synthetischer Essig- 
säure; 

g) die Angabe des Namens oder der Firma und 
der Anschrift oder des Firmensitzes des Her- 
stellers, Verpackungsbetriebs oder eines Ver- 
käufers; die angeführte Person muß in der 
Gemeinschaft ansässig sein. 

2. Die in Absatz 1 Buchstaben b und c genannten 
Angaben müssen unmittelbar nach oder unter 
der Bezeichnung der betreffenden Soßen in glei- 
chen Buchstaben und in gleicher Farbe erschei- 
nen. 

3. Falls eine Soße in Behältern oder Verpackungen 
mit einem Nettogewicht von mehr als 10 kg auf- 
gemacht ist und nicht im Einzelhandel in dieser 
Menge angeboten wird, können die in Absatz 1, 
Buchstaben d bis g genannten Angaben nur auf 
den Begleitpapieren erscheinen. 

4. Die Mitgliedstaaten können für die Anwendung 
der Bestimmungen der Absätze 1 und 2 Bestim- 
mungen erlassen, die zusätzliche weitergehende 


Anforderungen stellen als die in den vorgenann- 
ten Absätzen vorgesehenen. 


Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat bestimmt einen Namen in 
seiner Landessprache oder in einer anderen Lan- 
dessprache der Gemeinschaft für jede Soße, für 
welche Normen für die Zusammensetzung im 
Anhang I, Kapitel 2 festgelegt sind. 

2. Die Bestimmungen dieser Richtlinie verbieten je- 
doch nicht die Verwendung dieses Namens für 
emulgierte Soßen zu verwenden, die nur einer 
oder mehrerer nationalen Gesetzgebungen ent- 
sprechen und deren Etikettierung daher nicht das 
Zeichen E aufweist. 

3. Innerhalb eines Jahres nach Notifizierung dieser 
Richtlinie teilen die Mitgliedstaaten der Kom- 
mission diese Liste der Bezeichnungen mit. Diese 
Liste wird von der Kommission im Amtsblatt der 
Gemeinschaften veröffentlicht. 


Artikel 8 

In der Etikettierung, Verpackung und Verkaufsauf- 
machung, sowie in der betreffenden Werbung ist 
jegliche Verwendung von Angaben untersagt, die 
den Käufer oder Verbraucher in die Irre führen oder 
eine Verwechslungsvorstellung hervorrufen kann, 
insbesondere: 

a) jeglicher Hinweis auf das Vorhandensein von 
Eiern oder Eigelb, - sei es, daß sich dieser Hin- 
weis aus der Verwendung der Bezeichnungen 
„Eier" oder „Eigelb", oder sei es daß er sich aus 
Illustrationen, Bildern oder bildhaften Darstel- 
lungen ergibt -, bei emulgierten Soßen, die nicht 
mindestens 2 v. H. reines Eigelb im Verhältnis 
zu ihrem Gesamtnettogewicht enthalten, es sei 
denn, die genaue Menge des verwendeten reinen 
Eigelbs wird deutlich angegeben. 

b) In der Etikettierung von emulgierten Soßen darf 
auf Lebensmittelsubstanzen mit schmackhaften 
oder aromatischen Eigenschaften nur dann hinge- 
wiesen werden, wenn diese Substanzen in genü- 
gender Menge beigemischt wurden, um die orga- 
noleptischen Merkmale der betreffenden Soßen 
entscheidend zu beeinflussen. 

c) Die Benutzung von abgeleiteten Namen von den- 
jenigen, die die Mitgliedstaaten für emulgierte 
Soßen gaben, in der Bezeichnung der emulgierten 
Soßen, die der Richtlinie entsprechen, ist unter- 
sagt, falls sie nicht den in Anhang I Kapitel 2 
angegebenen Normen über die Zusammensetzung 
entsprechen. 

i) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 243 
vom 29. Oktober 1971, S. 29 
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Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten dürfen nicht wegen der Zu- 
sammensetzung, den Herstellungsmerkmalen, der 
Aufmachung, Etikettierung und des Schutzes der 
öffentlichen Gesundheit des Inverkehrbringens 
der emulgierten Soßen verbieten oder behindern, 
sofern diese mit den Bestimmungen dieser Richt- 
linie übereinstimmen und mit dem Zeichen E ver- 
sehen sind. Jedoch können die Mitgliedstaaten 

a) die in Artikel 6 Abs. 1 a bis f vorgesehenen 
Angaben in ihrer Landessprache verlangen; 

b) bis zu einer Entscheidung der Gemeinschaft 
über die Verwendung von synthetischer Essig- 
säure in Lebensmitteln können die Mitglied- 
staaten ihre nationalen Bestimmungen über 
das Verbot des Inverkehrbringens von emul- 
gierten Soßen aus synthetischer Essigsäure 
auf ihrem Hoheitsgebiet beibehalten. 

2. Die Bestimmungen des Absatzes 1 verbieten 
nicht die Beibehaltung der nationalen Bestim- 
mungen der Mitgliedstaaten über den Schutz des 
gewerblichen und kommerziellen Eigentums so- 
wie die Bekämpfung des unlauteren Wettbe- 
werbs, vorbehaltlich ihrer Vereinbarkeit mit dem 
Vertrag. 

Artikel 10 

1 . Die Modalitäten der Probenentnahme und die 
notwendigen Analysemethoden zur Kontrolle der 
Zusammensetzung und der Herstellungsmerkma- 
le den in dieser Richtlinie genannten emulgierten 
Soßen werden nach dem Verfahren des Arti- 
kels 11 geregelt. 

2. Nach dem gleichen Verfahren und aufgrund der 
Ergebnisse wissenschaftlicher und technischei 
Untersuchungen kann Anhang II dieser Richtlinie 
ergänzt oder geändert werden. 


Artikel 11 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so beruft der Vorsit- 
zende den Ständigen Lebensmittelausschuß - im 
folgenden „Ausschuß" genannt - von sich aus 
oder auf Antrag des Vertreters eines Mitglied- 
staats ein. 


2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu beschließenden 
Maßnahme. Der Ausschuß nimmt zu diesem Ent- 
wurf innerhalb einer Frist Stellung, die der Aus- 
schußvorsitzende nach der Dringlichkeit der 
betreffenden Frage bestimmen kann. Beschlüsse 
kommen mit einer Mehrheit von mindestens 
41 Stimmen zustande, wobei die Stimmen eines 
jeden Mitgliedstaats nach Artikel 148 Abs. 2 des 
Vertrages gewogen werden. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

3. a) Die Kommission trifft die in Aussicht genom- 

menen Maßnahmen, sofern sie mit dem Be- 
schluß des Ausschusses übereinstimmen. 

b) Wird eine Maßnahme nicht vom Ausschuß 
gebilligt oder spricht sich der Ausschuß nicht 
innerhalb der vorgesehenen Frist aus, so 
schlägt die Kommission dem Rat unverzüglich 
einen Vorschlag der zu treffenden Maßnah- 
men vor. Der Rat beschließt mit qualifizier- 
ter Mehrheit nach Artikel 148 Abs. 2 des 
Vertrages. 

c) Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei 
Monaten, nachdem er mit der Angelegenheit 
befaßt wurde, keinen Beschluß gefaßt, wird 
die vorgeschlagene Maßnahme von der Kom- 
mission getroffen. 


Artikel 12 

1. Innerhalb eines Jahres nach Notifizierung dieser 
Richtlinie ändern die Mitgliedstaaten, soweit er- 
forderlich, ihre Rechtsvorschriften, um dieser 
Richtlinie nachzukommen und teilen dies unver- 
züglich der Kommission mit. Die so geänderten 
Rechtsvorschriften gelten für in der Gemeinschaft 
hergestellte oder in die Gemeinschaft eingeführte 
Erzeugnisse spätestens nach der Notifizierung. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der wichtigsten inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften übermittelt wird, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden 
Gebiet erlassen. 


Artikel 13 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang I 


KAPITEL 1 

Allgemeine Definition und Klassifizierung 
der Soßen r auf die die vorliegende 
Richtlinie Anwendung findet 

Die dieser Richtlinie unterliegenden Soßen sind Ge- 
würzmittelzubereitungen zum menschlichen Konsum, 
die durch Emulsion von Speisefett pflanzlichen oder 
tierischen Ursprungs in einer wässrigen Lösung ge- 
bildet, aus einer Lösung aus Nahrungsmittelsäuren 
im allgemeinen hergestellt werden. 

Falls nicht anders angegeben, bezieht sich jeder 
Hinweis in dieser Richtlinie auf eine bestimmte vor- 
handene in Prozentsätzen ausgedrückte Substanz- 
menge auf das in Gewichtsprozenten des Enderzeug- 
nisses ausgedrückte Substanzgewicht. 

Für die Anwendung dieser Richtlinie werden die in 
diesem Anhang definierten Soßen in drei Kategorien 
gegliedert: 

Kategorie A 

Soßen, deren Gesamtanteil an Fettstoffen gleich oder 
mehr als 80 Gewichtshundertteilen beträgt. 

Kategorie B Soßen, deren Gesamtanteil an Fettstof- 
fen gleich oder mehr als 50 und weniger als 80 Ge- 
wichtshundertteilen beträgt. 

Kategorie C 

Soßen, deren Gesamtanteil an Fettstoffen weniger 
als 50 Gewichtshundertteilen beträgt. 

Bei der Einordnung der Soßen in die jeweilige Kate- 
gorie gilt der in der Soße eventuell enthaltene Ei- 
gelbfettstoff als Teile des Gesamtgehalts dieser 
Soße an Fettstoffen. 

Vorbehaltlich nachstehender Bestimmungen im An- 
hang II dürfen die Soßen jeder Kategorie verschie- 
dene genießbare Substanzen enthalten, die insbe- 
sondere die organoleptischen Eigenschaften kenn- 
zeichnen. 


KAPITEL 2 

Besondere Definitionen für Soßen r denen die 
Mitgliedstaaten eine Bezeichnung geben 

1. A. Die gewöhnlich als „Mayonnaise" bezeichnete 
emulgierte Soße 

a) ist eine Emulsion, bei der 

i) die fettförmige Phase ausschließlich 
durch Speiseöle pflanzlichen Ursprungs 
gebildet wird, 

ii) die wässrige Phase durch eine Lösung 
aus Nahrungsmittelsäuren, im allge- 
meinen Gärungsessig, gebildet wird, 


iii) die Emulsion durch Verwendung von 
Eigelb erfolgt. 

b) Die Zusammensetzung dieser Emulsion 
muß folgenden Normen entsprechen: 


Mindestgehalt 

— Fettstoffe 80 v. H. 

— technisch reines Eigelb 7,5 v. H. 

des Gesamt- 
gehalts an 
Fettstoffen 


B. Die gewöhnlich als „Ailloli" bezeichnete 
emulgierte Soße muß den in vorstehenden 
Absatz 1 A festgelegten Normen genügen und 
muß Knoblauch in ausreichender Menge ent- 
halten, um dieser Soße ihre charakteristische 
Eigenart zu verleihen. 


2. Die gewöhnlich als „Salatsoßen", „Fritesoßen", 
„Salatkreme" oder „Salat-Dressing" bezeichneten 
emulgierten Soßen 


a) sind Emulsionen, bei denen 

i) die fettförmige Phase ausschließlich durch 
Speiseöle pflanzlichen Ursprungs gebildet 
wird, 

ii) die wässrige Phase durch eine Lösung aus 
Nahrungsmittelsäuren, in allgemeinen 
Gärungsessig, gebildet wird, 

iii) die Emulsion durch Verwendung von Ei- 
gelb oder Milcheiweiß oder Pflanzenei- 
weiß erfolgt. 

b) die Zusammensetzung dieser Emulsionen 
müssen folgenden Normen entsprechen: 


Mindestgehalt 
Fettstoffe 10 v. H. 


Technisch 
reines Eigelb 

oder 

Milcheiweiß 

oder 

Pflanzeneiweiß 


7,5 v.H. des Gesamtgehalts 
an Fettstoffen 

ausreichender Menge 
ausreichender Menge 


3. Die gewöhnlich als „Bearnaise-Soße" bezeichnete 
emulgierte Soße 

a) ist eine Emulsion, bei der 

i) die fettförmige Phase ausschließlich ent- 
weder durch Butter oder durch Speiseöle 
pflanzlichen Ursprungs bzw. durch eine 
Mischung daraus gebildet wird, 

ii) die wässrige Phase durch eine Lösung aus 
Nahrungsmittelsäuren, im allgemeinen 
Gärungsessig, gebildet wird, 
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iii) die Emulsion durch Verwendung von Ei- 
gelb erfolgt. 

b) Die Zusammensetzung dieser Emulsion muß 
folgenden Normen entsprechen: 

Mindestgehalt 
Fettstoffe 50 v. H. 

— technisch 7,5 v.H. des Gesamtgehalts 

reines Eigelb an Fettstoffen 

— Estragon ausreichende Menge 

4. Die gewöhnlich als „Tatare-Soße", „Remoulade- 
Soße", oder „Cocktail-Soße" bezeichneten emul- 
gierten Soßen 

a) sind Emulsionen, bei denen 

i) die fettförmige Phase ausschließlich durch 
Speiseöl pflanzlichen Ursprungs gebildet 
wird, 

ii) die wässrige Phase durch eine Lösung aus 
Nahrungsmittelsäuren, im allgemeinen 
Gärungsessig, gebildet wird, 


iii) die Emulsion durch Verwendung von Ei- 
gelb erfolgt. 

b) Die Zusammensetzung dieser Emulsionen muß 
folgenden Normen entsprechen: 

i) für alle diese Soßen: 

Mindestgehalt 
Fettstoffe 50 v. H. 

Technisch 7,5 v.H. des Gesamtgehalts 

reines Eigelb an Fettstoffen 

ii) Ferner muß jede dieser Emulsionen, um ihr 
ihre charakteristische Eigenheit zu verlei- 
hen, den in Spalte 2 aufgeführten Zusatz 
in ausreichender Menge enthalten: 

Spalte 1 Spalte 2 

„Tartare-Soße" Kapsen 
„Remoulade- Senf und Kräuter 

Soße" 

„Cocktail-Soße" Tomatenmus 


Anhang II 

Zulässige Zusatzstoffe in Soßen der Kategorie 
A f B und C 

Lebensmitteln verwendet werden dürfen (nach- 
stehend „Richtlinie des Rates über Farbstoffe" 
genannt), festgelegt sind. 

2. Soßen der Kategorie B, mit Ausnahme der in 
Absatz I genannten Soßen, und Soßen der Kate- 
gorie C dürfen alle in der „Richtlinie des Rats 
über Farbstoffe" aufgeführten Farbstoffe unter 
den in dieser Richtlinie festgelegten Bedingungen 
enthalten. 


Tabelle A 

Farbstoffe 

1. In Anhang I, Kapitel 2 (2) definierte Soßen der 
Kategorie A und B, die Milch- oder Pflanzenei- 
weiß enthalten, dürfen ausschließlich die E 160 
Karotinoide als Farbstoffe enthalten, die in der 
später abgeänderten Fassung der Richtlinie des 
Rats vom 23. Oktober 1962 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften für färbende Stoffe, die in 
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Tabelle B 


Konservierungsstoffe 


Zulässiger Höchstgehalt *) 

(in g/kg) 

Kategorie A Kategorien B und C 


E 200 Sorbinsäure 

E 201 Natriumsorbat (Natriumverbindung der 
Sorbinsäure) 

E 202 Kaliumsorbat (Kaliumverbindung der 
Sorbinsäure) 

E 203 Kalziumsorbat (Kalziumverbindung der 
Sorbinsäure) 


E 210 Benzoesäure 

E 211 Natriumbenzoat (Natriumverbindung der 
Benzoesäure) 

E 212 Kaliumbenzoat (Kaliumverbindung der 
Benzoesäure) 

E 213 Kalziumbenzoat (Kalziumverbindung der 
Benzoesäure) 

E 214 Hydroxyäthylbenzoat 

(p. Hydroxybenzoesäureäthylester) 

E 215 p. Hydroxybenzoesäureäthylesternatrium- 
verbindung 

E 216 p. Hydroxypropylbenzoat. (p. Hydroxybenzoe- 
säure-n-propylester) 

E 217 p. Hydroxybenzoesäure-n-Propylester- 
Natriumverbindung 


1 2 

1 2 

(Gehalt in Sorbinsäure (Gehalt in Sorbinsäure 
ausgedrückt) ausgedrückt) 


1 2 


1 2 
(Gehalt in Benzoesäure (Gehalt in Benzoesäure 
ausgedrückt) ausgedrückt) 


0,5 1 

(Gehalt in Benzoesäure (Gehalt in Benzoesäure 
ausgedrückt) ausgedrückt) 


0,5 1 

(Gehalt in Benzoesäure (Gehalt in Benzoesäure 
ausgedrückt) ausgedrückt) 


0 Diese Konservierungsstoffe können allein oder zusammen verwendet werden. Die Verwendung mehrerer dieser 
Konservierungsstoffe ist nur in solchen Mengen zugelassen, daß die Summe der prozentualen Anteile dieser 
Konservierungsstoffe bezogen auf den zulässigen Höchstgehalt für jeden dieser Stoffe die Zahl 100 nicht über- 
steigt. 
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Tabelle C 

Antioxydantien 



Erlaubte Fiöchstmenge 
(in g/kg) 


Kategorien A, B und C 

E 300 1 -Ascorbinsäure 2 ) 


E 301 Natrium-l-Ascorbinat 2 ) 

(Natriumsalz der 1 -Ascorbinsäure) 


E 302 Kalzium-l-Ascorbinat 2 ) 

(Kalziumsalz der 1 -Ascorbinsäure) 

E 303 Essigester der 1 -Ascorbinsäure 2 ) 

(Ascorbylacetat) 

0,5 3 ) 

(Gehalt in Ascorbinsäure ausgedrückt) 

E 304 Palmitatester der 1-Ascorbinsäure 
(Ascorbylpalmitat) 2 ) 


E 306 Stark tokopherolhaltige Extrakte natürlichen 
Ursprungs 2 ) 


E 307 DL-alpha-Tokopherol 2 ) 

5 3 ) 4 ) 

E 308 DL-gamma-Tokopherol 2 ) 


E 309 DL-delta-Tokopherol 2 ) 


E 31 1 Octylgallat 


E 312 Dodecylgallat 


E 320 Butylhydroxyanisol (BHA) 

0,1 3 ) 4 ) 

E 321 Butylhydroxytoluol (BETT) 



2 ) Die Verwendung dieser Antioxydantien gestattet keinen Hinweis auf das Vorhandensein von Vitaminen in 
dem betreffenden Erzeugnis. 

3 ) Festgelegter Gehalt für die verschiedenen, einzeln oder zusammen verwendeten Erzeugnisse. 

4 ) Gehalt, berechnet im Verhältnis zum Fettgehalt des Erzeugnisses. 
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Tabelle D 


Emulgatoren, Stabilisatoren, Verdickungsmittel und Geliermittel 


Emulgatoren und Stabilisatoren 


Erlaubte Höchstmenge 
(in g/kg) 

Kategorie A Kategorie B und C 


E 471 Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 

E 472 Mono- und Diglyzeride von Speisefettsäuren 
mit einer der folgenden Säuren verestert: 

Essigsäure, Milchsäure, Zitronensäure, Wein- 
säure und Diacetylweinsäure 

E 473 Zuckerester: Saccharoseester und Speisefett- 
säuren 

E 474 Zuckerglyzeride: Mischung aus Saccharose- 
estern und Mono- und Diglyzeriden von 
Speisefettsäuren 


2 3 ) 


10 3 ) 


Verdickungsmittel und Geliermittel 

E 400 Alginisäure 
E 401 Natriumalginat 
E 402 Kaliumalginat 
E 404 Kalziumalginat 
E 406 Agar-agar 

1 3 ) 20 3 ) 

E 407 Carrageen, Carragenine, Carragenate 
E 410 Johannisbrotmehl 
E 412 Guarkernmehl, Guar-Gummi 
E 413 Tragantgummi 
E 414 Arabischer Gummi 
E 440 Obstpektin 
E 461 Methylzellulose 

E 466 Carboxymethylzellulose (Natriumsalz des 
Carboxymethylzelluloseäthers) 

E 464 Hydroxypropylmothylzellulose 

E 465 Methyläthylzellulose 


3 ) Festgelegter Gehalt für die verschiedenen, einzeln oder zusammen verwendeten Erzeugnisse. 


9 



Drucksache 7/4425 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


Tabelle E 

Säuren und ihre Salze 

Erlaubte Höchstmenge 
(in g/kg) 

Kategorien A r B und C 

E 261 Kaliumazetat 
E 262 Natriumazetat 

E 263 Kalziumazetat 
E 270 Milchsäure 

E 325 Natriumlactat (Natriumsalze) 

E 326 Kaliumlactat (Kaliumsalze der Milchsäure) 

E 327 Kalziumlactat (Kalziumsalze der Milchsäure) 

E 330 Zitronensäure T j j- c • i , . 

In der für die Erzielung der angestrebten 

technologischen Wirkung erforderliche Menge 

E 331 Natriumzitrate (Natriumsalze der 
Zitronensäure) 

E 332 Kaliumzitrate (Kaliumsalze der 
Zitronensäure) 

E 333 Kalziumzitrate (Kalziumsalze der 
Zitronensäure) 

E 334 Weinsäure 

E 335 Natriumtartrate (Natriumsalze der Weinsäure) 

E 336 Kaliumtartrate (Kaliumsalze der Weinsäure) 

E 337 Natrium-Kaliumtartrat 
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Tabelle F 

Aromen-Substanzen und Geschmacksverstärker 

Erlaubte Höchstmenge 
(in g/kg) 

Kategorien A ( B und C 

1. Aromen-Substanzen 

— unschädliche Aromen 

— Synthetische oder künstliche unschädliche 
Aromen-Substanzen, deren wichtigste 
Bestandteile mit denen der natürlichen 
Aromen identisch sind. 

2. Geschmacksverstärker 

Glutaminsäure und ihre Natrium- und 
Kaliumsalze 

Inosininsäure und ihre Natrium- und 
Kaliumsalze 

Guanilinsäure und ihre Natrium- und 
Kaliumsalze 

'») Je nach Fall berechneter Gehalt an Glutaminsäure, Inosininsäure oder Guanilinsäure. 


5 5 ) 

0,5 5 ) 

(einzeln oder zusammen) 


in der für das Eintreten der angestrebten 
technologischen Wirkung erforderliche Menge 
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Anhang III 

Beschreibung des Zeichens E 

Das Zeichen E muß sich in der äußersten oberen 
rechten Ecke der Etikettierung auf den emulgierten 
Soßen befinden und muß folgender Zeichnung ent- 
sprechen: 



Naturgetreue Masse E 

Das Zeichen muß klar lesbar und unauslöschbar sein. 
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Erläuternde Aktennotiz 


Historisches 

Im Dezember 1969 übermittelte die Kommission dem 
Rat einen Richtlinienvorschlag über emulgierte 
Soßen. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 108 vom 
26. August 1970, S. 25) und das Europäischen Parla- 
ment (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. C 11 vom 5. Februar 1971, S. 35) gaben ihre 
Stellungnahmen zu diesem Vorschlag ab. Die Instan- 
zen des Rates haben diesbezüglich zwischen Ende 
1970 und dem 27. Oktober 1972 (nach diesem Zeit- 
punkt wurde die Ad-hoc-Arbeitsgruppe nicht mehr 
einberufen) neun Sitzungen abgehalten. 

Diese Richtlinie gehört zu den Richtlinien, die die 
Kommission im Juni 1973 im Anschluß an die Erwei- 
terung der Gemeinschaft beschloß zu überprüfen. 

Die Dienststellen der Kommission haben die drei 
neuen Mitgliedstaaten konsultiert und nach Konsul- 
tierung aller Mitgliedstaaten den Vorschlag nach 
dem in Artikel 149 des Vertrages vorgesehenen 
Verfahren geändert unter Zugrundelegung der Ent- 
wicklung der Politik der Kommission auf dem Gebiet 
der Rechtsangleichung in Übereinstimmung mit den 
Erklärungen von Herrn Gundelach von dem Euro- 
päischen Parlament am 12. Februar 1974 (Anhang 
des Amtsblattes der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. L 171 vom Februar 1974, S, 46 bis 52) erarbeitet. 

Wirtschaftliche und soziale Grundlagen 

Nach Angaben der Industrie betrug 1972 die Gesamt- 
produktion der Gemeinschaft ungefähr 235 000 t an 
emulgierten Soßen und anderen Soßen. Falls diese 
Menge in 200 g Tuben aufgemacht würde, würde 
diese ausreichen, um jedem Einwohner der erweiter- 
ten Gemeinschaft 2 1 /a Tuben zur Verfügung zu stel- 
len. 

Gemeinschaftliche Bestimmungen über Zusammen- 
setzung, Herstellung, Gewicht, Aufmachung, Etiket- 
tierung und Bezeichnung der emulgierten Soßen sind 
notwendig, falls die Auswirkungen der Unterschiede 
der Gesetzgebungen der Mitgliedstaaten die Errich- 
tung oder das Funktionieren des Gemeinsamen 
Marktes beseitigt werden sollen. 

Bei der Aufstellung derartiger Gemeinschaftsbestim- 
mungen ist es wünschenswert, die jetzige Auswahl 
der Erzeugnisse, die dem Verbraucher der Gemein- 
schaft zur Verfügung steht, zu erweitern und nicht 
einzuschränken. 

Um dieses Ziel zu erreichen, muß darauf geachtet 
werden, um dieser Richtlinie Wirksamkeit zu verlei- 
hen, daß die Mitgliedstaaten ihre bestehende Ge- 
setzgebung nicht ändern müssen, so wie sie für 
emulgierte Soßen angewandt wird, die augenblick- 


lich den Verbrauchern auf ihrem Hoheitsgebiet zur 
Verfügung gestellt wird, sofern diese Soßen nicht 
unter diese Richtlinie fallen. 

Es muß deshalb zwischen den emulgierten Soßen 
unterschieden werden, auf die diese Richtlinie An- 
wendung findet, und denjenigen, die nicht unter diese 
Richtlinie fallen, jedoch der nationalen Gesetzgebung 
eines Mitgliedstaates entsprechen. 

Deshalb müssen zu diesem Zweck besondere Be- 
stimmungen für die Etikettierung auf Gemeinschafts- 
ebene vorgesehen werden. Es muß vermieden wer- 
den, daß die nationalen Bestimmungen über Lebens- 
mittelhygiene, Lebensmitteletikettierung und Mate- 
rialien, die mit Lebensmitteln in Kontakt kommen, 
Hindernisse für den freien Verkehr mit emulgierten 
Soßen schaffen. 

Die Festlegung der Modalitäten der Probenentnahme 
und der notwendigen Analysemethoden zur Kontrol- 
le der Zusammensetzung und Fabrikationsmerkmale 
dieser Erzeugnisse sind Anwendungsmaßnahmen 
technischer Art. Die Erstellung dieser Maßnahmen 
muß der Kommission übertragen werden, um das 
Verfahren zu vereinfachen und zu beschleunigen. 

Diese Art der Rechtsangleichung ist nur dann wirk- 
sam, falls es den Kontrollbehörden in den Mitglied- 
staaten und an den Grenzen gelingt, zwischen den 
Erzeugnissen zu unterscheiden, die ungehindert in 
der ganzen Gemeinschaft verkehren können und 
denjenigen, die der nationalen Gesetzgebung des 
Landes entsprechen, in dem sie verkauft werden. 
In dem Teil wurden Maßnahmen für eine Kontroll- 
marke vorgesehen, die gleidizeitig den Anwen- 
dungsbereich der Richtlinie begrenzt. 

Andere Änderungen 

Infolge der Energiekrise ist die Verwendung syn- 
thetischer Essigsäure als Ursprungsessigersatz wirt- 
schaftlich weniger interessant als zum Zeitpunkt, 
als der ursprüngliche Vorschlag vorgelegt wurde. 
Jedenfalls wird synthetische Esisgsäure nicht in gro- 
ßen Mengen zur Herstellung von emulgierten Soßen 
verwendet. Es ist übrigens anerkannt, daß beide 
Erzeugnisse vom Standpunkt der Gesundheit aus 
gesehen unbedenklich sind. Die Unterrichtung des 
Verbrauchers ist vorgesehen. Es handelt sich also 
um ein wirtschaftliches Problem. Aus diesem Grunde 
sind Maßnahmen vorgesehen, damit diejenigen Mit- 
gliedstaaten, die die Verwendung von Essigsäure 
in emulgierten Soßen verbieten, dieses Verbot auf- 
rechterhalten können. Diese Lage wird erneut über- 
prüft, wenn das Gesamtwirtschaftsproblem gelöst ist, 
das mit diesen beiden Erzeugnissen verbunden ist. 
In letzter Zeit hat sich eine Entwicklung zur Ver- 
marktung von emulgierten Soßen mit geringem Fett- 
gehalt gezeigt. Diese Situation wurde in dem über- 
arbeiteten Vorschlag Rechnung getragen. 
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Eine Liste vorbehaltener Bezeichnungen wird in der 
Richtlinie nicht mehr vorgeschlagen, obwohl der 
Vorschlag Mindestnormen für bestimmte Soßenarten 
enthält und geläufige Namen, den sie üblicherweise 
haben, angegeben werden. Diese Namen weichen 
von einem zum anderen Land ab. Jeder Mitglied- 
staat kann diesen Soßenarten einen oder mehrere 
Namen geben. Es wird vorgeschlagen, die vollstän- 
dige Liste der Namen in der Ausgabe „C" des Amts- 
blattes zu veröffentlichen, sobald sie alle der Kom- 
mission notifiziert sind. 

Es gibt einige weitere weniger bedeutende Ände- 
rungen des Textes, die der Entwicklung der Gemein- 
schaft seit dem Zeitpunkt der Übermittlung des 
ersten Vorschlages zum Rat Rechnung tragen. 

Alle Änderungen gegenüber dem ursprünglichen 
Vorschlag sind unterstrichen oder mit einem Rund- 
vermerk versehen. 
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